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Zum neuen polnischen Währungsgesetz.
Das am 7. Juli d. Js. durch Verordnung des Staatspräfidens

ten der Republsk in Kraft getreten-e Gesetz über Forderung-en in

ausländischer Währung (Gessetzblatt der Repuiblik Polen Nr. 59,
»

Poss. 5d09-),in der Presse kurz asls ,,Dolslasrv·ervrdnun-g«bezeichnet,
gehört zu den weittragendsten rechtlichen Maßnahmen aus dem

Gebiete der Währunsgsssrasgen in Polen. Nian hoff-k, daß du«-mit
dem im Lande seit Jahren herrschenden Wäshirungschaos»ein Ende

gemacht sein werde. Daher ist auch diese Verordnung in der Presse
fast ausnahmslos in günstigem Sinne beurteilt worden. über die

Niotive die zum Erlaß dieses Dseiksreks gsefühsrtha«b«en,schreibt die

der Regierung nashestehende »Ist-ira« u. a. folgendes:
,,D?e Dollarverordnung hat die Normierung des Geldmark—

tes unter Berücksichtigung der Regel, daB die LandeSWährung
das einzige im inländischen Wirtschaftsverkehr verpflichtende
Geldzelclien sein dürfe, zum Ziele. Die Verordnung macht des-

halb SchlulZ mit der schädlich-en Erscheinung, daB im hilf-indi-

schen Verkehr ausländisclie Valuten Verwendung finden, was

infolge des angelsächsischen Währungssturzes sowohl der

Volksw«3rtscl1aft, wie auch den einzelnen Bürgern, die sich der

ausländischen Valuta bedienten, groBen Schaden zugefügt hat.

Dieser Sturz erschütterte in Polen das Vertrauen zu den aus-

ländischen Währungen, und diejenigen Personen, die bisher

zu den fremden Valuten ihre Zuflucht nahmen, weil sie diese

als vollkommen gesichert ansahen, sind im weitesten Umfange
zur ausschlieBlichen Verwendung von lnlandsvaluta über-

gegangenf«
Es bestanden jedoch noch in einem beträchtlichen Umfsansgevosn

früher her solche Verpflichtungen die diese Verordnung durch Um-

rechnung in die polnische Währung eliminieren solle. Dies-e Dollar-

oersordnunsg stell-e daher seinen Umschwung dar gegenüber den frü-
heren Gesetzen, die das Eingehen von Verpflichtungen in fremder
Währung in »der Zeit nach der Jnflation gerader gefördert hätten
Damals

«

,,war diese Methode Ausdruck des Bestrebens, das Ver-
trauen zur neuen Landeswährung zu festigen, da der Wäh-

rungsliberalksmus in den Augen der Bürger der beste Beweis
für die Beständigkeit des polnischen Zloty ist. Dieser Liberaljs-
mus sollte günstige Verhältnisse für den ZufluB ausländischer

Kapitalien schaffen. Das Ergebnis der Bemühungen war eine

Ansammlung bedeutender ausländischer Summen im Inlande,
die in gleicher Form wie der polnische Zloty im Verkehr wa-

ren. Insbesondere der Dollar wurde zur zweiten Verkehrs-
valuta in Polen. Diese Anhäufung groBer Mengen effektiven
ausländischen Geldes bildete die Grundlage für eine Valuta-
spekulation, die Verwirrung in den Wirtschafts-verkehr brachte
und die Ursache von Verlusten weiter Bsevölkerungskreise war.

In den polnischen Kreditinstituten häuften sich die Einlagen
in ausländischer Währung, was diese Institute zwang, Kredite
in gleichen Wähxrungen zu erteilen. Die Tätigkeit der Kredit-
institute geriet dadurch in Abhängigkeit von den ausländischen

vom Ol"tland-Iustitut in Danzig

Geldschwankungen, die mit dem Wirtschaftsleben Polens kei-

nerlei Verbindung hatten. SchlieBlich war das Eingehen von -

Verbindlichkeiten in ausländischer Wlährung oft an die Bedin-

Lung der Auszahlung in ausländischen Goldmünzen geknüpft,
was mangels rechtlicher Bestimmungen darüber, wie die Gül-

tigkeft dieser Goldklausel einzuschätzen sei, viele Schwierig-
keiten im Wirtschaftsleben schuf«

[,,Kurjer Warszawski« vom 8«. 7. 1934«.1
- «

Alle diese Tatsachen haben zu einer immer usmfansgreicheren
Polemik in der Presse und in den Fachschiriften gefeiihrt Dabei

hätten sich Erscheinungen gezeigt, die den zunehmenden Einfluß
der wirtschaft-lich stärkeren Elemente auf die rechtliche Stellung
der wirtschaftlich schwächeren Elemente zum Ausdruck brachten.
Aus Angst vor den möglicherweise entstehenden Gerichts-kosten und

den Unannehsmlichlkeiten ein-er Exekution hatten sich diese letzteren
mit den fiir sie äußerst nachteiligen Bedingungen der ihnen auf-
gezwsungenen Vier-träge einverstanden eriltlärt Hier sei denn auch-
eine rechtliche Jntersveniion von Staats wegen erforderlich ge-

wesen. -

«

Die wesentlichen Gesichtspunkte, die für die Verteidiger ider

ausländischen Währung und deren Gegner, die sich in der Haupt-
sache aus Industrie-, Handels-—und Landwirtschasstskreisen zusam-
mensetzten, maßgebend waren, werden von dem Kommentator die-

ser Verordnung, Dr. Ni. Richter, wie ssoilsgt,kurz zusammen-gefaßt
, »

Die Verteidiger der Auslandswiährung behaupteten:
,,1. Der Gläubiger müsse das erhalten, was er gegeben

habe. Wenn demnach die Valuta, in der die Forderung ausge-

drückt ist,, im Verhältnis zum polnischen Gelde an Wert ver-

liert, so stehe dem Gläubiger eine Erhöhung über den No-

minalwert der Forderung zu, die den Kursunterschied zwi-·

schen dem Tage der Verpflichtung und dem Tage der Lei-

stung ausgleicht.

2. Dieses beziehe sich besonders auf diejenigen Fälle, in·
denen die Schuldner mit ihren Zahlungen im Rückstande blei-
ben und in denen den Gläubigern zumindest die Kursdifferenz
zwischen dem Fälligkeits- und dem Zahlungstage zukomme.

3. AuBerhalb jeder Diskussion stehen die Verpflichtungen in

ausländischen Goldmünzen bzw. im Metallgegenwert der aus-

ländischen Geldeinheiten, da hier der Gläubiger »sich geschützt
hat« gegen einen Kurssturz der in Betracht kommenden aus-

ländischen Valuta, und dieses Abkommen müsse auch von all—.

gemeinen Rechtssätzen respektiert werden.

Die gegnerische Seite . . . bekämspfte diese Anschauungen
mit folgenden Thesen:

a) Zahlungsmittel in Polen ist der Zloty, und Verrechnungs-
valuta, die dem Gläubiger genügend Sicherheit gibt, ist der

,

Goldzloty. Wer es also vorzog, seine Forderung vom-

Schicksal der Auslandswäihrung abhängig zu machen, muB
eben die Konsequenzen der Wahl tragen, -

b) Gläubiger, die ihre Bezahlung in ein-er Auslan-dsva1uta,
deren Kurs erniedrigt wurde, erhalten, bekommen in Wirk-
lichkeit gar nicht weniger, als sie gegeben hatten, weil in -

der Zeit seit der Entstehung der Verpflichtung die Preise
der Verbrauchsgegenstände in einem solchen MaBe gefallen
sind, daB die in fremder Valuta ausgedrückte Schuldsumme
mindestens denselben Kaufwert besitzt wie früher .

. .


